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Stimmen immerhin auf rund 1 %, wobei die Gemeinden des Amtes Warburg al­
lein schon 126 Stimmen zu diesem Ergebnis beisteuerten. Gänzlich leer gingen 
die Unabhängigen Sozialdemokraten aus: Weder in der Stadt noch im Kreis ge­
lang es ihnen, auch nur eine Stimme für sich zu gewinnen, was jedoch nieman­
den überraschen konnte, zumal in der Börde die sozio-ökonomischen Voraus­
setzungen fehlten, aufgrund derer die USPD hätte wählbar erscheinen können. 

Bei einer genaueren Betrachtung der Stimmenverteilung im Amtsbezirk War­
burg fällt zunächst einmal auf, daß das Zentrum in Dössel mit 98 % der dort ab­
gegebenen Stimmen das beste Ergebnis im gesamten Bezirk erzielen konnte. 
Dem steht das Abschneiden der Partei in Herlinghausen gegenüber: Das in die­
ser Gemeinde erzielte Wahlergebnis ist nicht nur deshalb bemerkenswert, weil 
hier die Zentrumspartei nicht einmal eine Stimme erhielt, sondern auch weil 
zum einen die SPD mit rund 48,5 % die meisten Stimmen im Amt auf sich verei­
nigen konnte und weil zum anderen die Parteien, die sich mehr oder minder of­
fen zur Wiederherstellung der Monarchie bekannten, hier ihr bestes Ergebnis er­
zielen konnten; so erhielten DNVP 23,6 % und DVP 23 % der Stimmen. Befür­
worter des monarchischen Prinzips hielten sich somit mit den Verfechtern der 
parlamentarischen Demokratie in Herlinghausen die Waage. Offenbar schlug 
sich die FrontstelJung zwischen selbständigen Landwirten bzw. Gutsbesitzern 
und Landarbeitern in dieser Gemeinde im Wahlverhalten nieder, so daß das hier 
erzielte Wahlergebnis extrem vom Durchschnittsergebnis abwich. Denn anson­
sten divergierte die Stimmenverteilung in den Gemeinden des Amtsbezirks nur 
geringfügig mit der in der Kreisstadt erzielten. So brachte es die DVP in Scherfe­
de auf annähernd 4,7 %, wohingegen sie in anderen Gemeinden wie Germete, 
Hohenwepel und Menne keine Stimme erlangen konnte. Die DDP erzielte mit 
11,5 % der abgegebenen Stimmen ihr bestes Ergebnis in Rimbeck; in den ande­
ren Gemeinden brachten es die Demokraten dagegen nur auf annähernd 2,4 % 
der Stimmen. 

Die DNVP schnitt - abgesehen vom Sonderfall Herlinghausen - am besten in 
Dalheim ab; sie konnte hier 13,4 % der Stimmen erlangen. In dieser Gemeinde 
erzielten auch die Sozialdemokraten mit 23,9 % der Stimmen einen respektablen 
Erfolg, der offenbar zu Lasten des Zentrums ging, das nur 58,2 % der Wahlbe­
rechtigten mobilisieren konnte. Auffällig ist, daß das relativ gute Abschneiden 
der SPD in einigen Gemeinden stets mit Stimmenverlusten beim Zentrum ver­
bunden war und mit einem ebenfalls guten Abschneiden der Konservativen ein­
herging. Für eine Verbesserung des Wahlergebnisses der Christlich-Sozialen 
Partei sorgte man lediglich in Ossendorf; hier trugen zwei Wahlberechtigte dazu 
bei, daß die Partei auf Kreisebene insgesamt 4 Stimmen erlangen konnte. 

Ein Vergleich der in Stadt und Kreis Warburg erzielten Ergebnisse mit denen 
des Wahlkreises Westfalen-Nord in seiner Gesamtheit läßt erkennen, daß das 
Zentrum in Warburg nahezu doppelt so viele Stimmen auf sich vereinigen konn­
te wie im neu gebildeten Reichstagswahlkreis 17; im Reichsdurchschnitt brachte 
es die Partei immerhin auf 19,7 % der Stimmen und konnte somit 90 Abgeord­
nete in die Nationalversammlung entsenden. Auffällig ist ferner das schlechte 
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Abschneiden der Linksparteien (7,8 bzw. 6,4 %), die im Wahlkreis auf insgesamt 
32,7 % (SPD 30,6 %; USPD 2,1 %) kamen; auf Reichsebene erhielten die Sozial­
demokraten sogar 37,9 % (163 Mandate) und die Unabhängigen 7,6 % (22 Man­
date). Auch die DDP blieb in Warburg weit hinter den im Reichsdurchschnitt 
erzielten 18,5 % (75 Mandate) zurück; annähernd gleich war dagegen das Ergeb­
nis der Demokraten in der Kreisstadt und im Wahlkreis: Gegenüber 8 % in 
Warburg gelang es ihnen dort, 9,8 % der Wähler für sich zu gewinnen und somit 
einen Kandidaten ihrer Liste für den Wahlkreis in die Verfassunggebende Ver­
sammlung zu entsenden. Bedeutend besser als im Wahlkreis (6,6 %) und auch im 
Reichsdurchschnitt (4,4 %; 22 Mandate) schnitt dagegen die DVP in Warburg 
ab, wohingegen das im Landkreis erzielte Ergebnis für die Partei wenig zufrie­
densteIlend sein konnte. Die Konservativen schließlich konnten weder in der 
Stadt Warburg noch im Kreis Fuß fassen; gemessen am Reichsdurchschnitt 
(10,3 %; 42 Mandate) und am Ergebnis des Wahlkreises 17, wo sie 8,7 % der 
Stimmen für sich verbuchten, schnitten sie in der Börde ausgesprochen schlecht 
ab. 

Betrachtet man nun das Warburger Wahlergebnis im Hinblick auf seine ver­
fassungspolitische Dimension, so läßt sich festhalten, daß rund 90 % der Wähler 
für die demokratische Staatsform votierten, d. h. für diejenigen Parteien, die sich 
in ihren Programmen ausdrücklich zur Demokratie bekannten; im gesamten 
Landkreis waren es sogar 96 % der Wahlberechtigten, die sich durch ihr Votum 
zur parlamentarischen Demokratie bekannten. Lediglich 10 % bzw. 4 % der 
Wähler offenbarten, daß sie die Wiederherstellung der Monarchie für erstre­
bens- und begrüßenswert erachteten. 127 

Für das Bürgertum war der Ausgang der Wahlen vor allem deshalb erfreulich, 
da die sozialistischen Parteien nicht die erwartete und zum Teil befürchtete ab­
solute Mehrheit erlangen konnten.!" Zwar wird man nicht verkennen können, 
daß die Wahlen einen erheblichen Ruck nach links brachten, der, wie Hans 
Fenske konstatiert, ,,( . . . ) vermutlich noch deutlicher ausgefallen (wäre), wenn 
nicht das Frauenstimmrecht eingeführt worden wäre" .!'9 Letztlich waren die 
Linksparteien indes die eigentlichen Verlierer der Wahlen; denn "das Volk in 
seiner Mehrheit hatte sich gegen die ,sozialistische Republik' , gegen das soziali­
stische Programm und gegen das sozialistische Regime entschieden" .1'0 Selbst 
bei einem Zusammengehen von SPD und USPD, was aufgrund der großen Kluft 
zwischen den beiden Parteien nahezu undenkbar schien, hätten die Linken nur 
über 185 der 421 Mandate verfügt. Somit waren die Sozialdemokraten gezwun­
gen, eine Koalition mit denjenigen Parteien zu bilden, mit denen sie bereits 

127 S. die Einwände gegen ein solches Verfahren bei H ans Fenske, D eutsche Verfassungsgeschichte, 
Berlin 1981 , S. 43, der Clie Auffassung vertritt, daß die von den demokratischen Parteien erzielte 
Mehrheit nicht zugleich eine Willensbekundung der Deutschen für die Demokratie dargestellt habe. 
128 S. WKBI. Nr. 16, 21. 1. 1919 "Die Wahlen zur N ationalversammlung. Keine sozialistische 
Mehrheit" . 
129 Fensk e, Anm. 127, S. 43. 
130 H uber, Deutsche Verfassungsgeschichte, Bd. 5, S. 1068; gegenüber einer derartigen Pauschalie­
rung sind jedoch zumindest Bedenken angebracht. 
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während der Schlußphase des Krieges kooperiert hatten. Zusammen mit dem 
Zentrum und der DDP bildeten sie die sogenannte "Weimarer Koalition", die 
mit über 331 Sitzen über eine ausreichende Mehrheit in der Nationalversamm­
lung verfügte. 131 

Mit diesem Wahlergebnis und der Wiederherstellung des Bündnisses der 
"Mehrheitsparteien" des Reichstags war von der Parteienkonstellation aus gese­
hen die Revolution an ihren Ausgangspunkt zurückgekehrt und somit scheinbar 
"überflüssig" gewesen.!" Doch auch wenn die Revolution in vielerlei Hinsicht 
gescheitert war, so wird man sie keineswegs als "überflüssig" bezeichnen kön­
nen, zum al zu ihren größten Errungenschaften die Einführung des allgemeinen 
und gleichen Wahlrechts sowie der parlamentarischen Demokratie gehörte, 
denn schon aufgrund der in der Nationalversammlung herrschenden Mehrheits­
verhältnisse stand noch vor dem Zusammentritt der Abgeordneten am 6. Febru­
ar 1919 fest, daß Deutschland fortan nach den Prinzipien der Demokratie regiert 
werden sollte. 

Bereits eine Woche nach den Wahlen zur Deutschen Nationalversammlung 
wurden die Warburger abermals zur Stimmabgabe aufgerufen. Diesmal galt es, 
die Abgeordneten für die verfassunggebende preußische Landesversammlung zu 
wählen. Grundlage für die Durchführung dieser wohl wichtigsten Landeswahl 
bildete die Wahlordnung vom 21. Dezember 1918, die die Sozialdemokraten in 
der preußischen Regierung gegenüber den USPD-Kabinettsmitgliedern hatten 
durchsetzen können und durch die mit einem Schlag das alte Dreiklassenwahl­
recht in Preußen beseitigt wurde. Wie im Reich sollte das neue Landesparlament 
nun nach allgemeinem, gleichem und direktem Wahlrecht nach den Grund­
sätzen der Verhältniswahl bestellt werden. 13) Gemäß dieser Wahlordnung sollten 
im Wahlkreis 17, der die Regierungsbezirke Münster und Minden sowie den zur 
Provinz Hessen-Nassau gehörenden Kreis Schaumburg umfaßte, am 26. Januar 
1919 von den insgesamt 401 Abgeordneten der Landesversammlung 18 gewählt 
werden. 134 

Dafür, daß diese Wahlen vom Kampf für oder gegen den von Hugo Preuß 
vorgelegten Entwurf einer neuen Reichsverfassung, der die Teilung Preußens 
zwecks Erhalt der Reichseinheit vorsah, bestimmt wurde,13s findet sich zumin­
dest in Warburg kein Anhaltspunkt. Hier wurde das Ringen um die Mandate in 
der kurzen Zeit zwischen den Nationalwahlen und denjenigen in Preußen ohne 
große Höhepunkte und eher zurückhaltend geführt. Lediglich von einer Zen­
trums-Kundgebung berichtete das "Kreisblatt" , bei der der jüngst in die Natio-

131 Zum Wahlergebnis, u. a.: Heiber, Anm. 22, S. 31ff.; Hans Herzfeld, Die Weimarer Republik. 
(= Deutsche Geschichte, Bd. 6), Ffm./Berlin/Wien 1980, S.21f.; Erdmann, Weimarer Republik, 
S. 88f.; Tormin, Die Entstehung und Entwicklung der Weimarer Republik, S. 92f. 
132 So Rürup, Probleme, S. 45. 
133 S. Preußische Gesetzessammlung (= PGS) 1918, Nr. 43, S.201; Ausschreibung der Wahlen zur 
Preuß. Nationalversammlung, s. WKBI. Nr. 291, 16.12.1918; auch: WKBI. Nr. 3, 8.1.1919: 
Bekanntmachung des Wahl kommissars v. Bergen für den Wahlkreis 17. 
134 S. PGS 1918, Nr. 43, S. 205f.: Wahlkreiseinteilung und Zahl der Abgeordneten in den einzelnen 
Wahlkreisen. 
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naIversammlung gewählte Essener Eisenbahnwagenmeister Kreutz im wesent­
lichen die polemischen Angriffe gegen die Sozialdemokratie fortsetzte, die schon 
die Wahlagitation des Zentrums bei den Wahlen im Reich gekennzeichnet 
hatte. 136 

Während dieser Wahlkampf von seiten der Parteien gleichsam mit "halber 
Kraft" betrieben wurde, kann von einem ungewöhnlichen Engagement berichtet 
werden, mit dem "mehrere Landwirte des Kreises Warburg" auf das Wahlver­
halten der Kreisansässigen Einfluß zu nehmen suchten. Die namentlich nicht ge­
nannten Unterzeichner eines am 24. Januar im "Warburger Kreisblatt" veröf­
fentlichten Aufrufs nahmen die Tatsache, daß bei den Wahlen am 19. Januar in 
vielen Gemeinden des Kreises sozialdemokratisch gewählt worden war, zum 
Anlaß, ihrer Überzeugung Ausdruck zu verleihen, daß "dieser Tag ( ... ) für die 
betreffende Gemeinde ein Schandfleck ihrer Geschichte" sei. Es bestehe aller­
dings am kommenden Wahlsonntag die Gelegenheit, "diesen Schandfleck wie­
der zu verwischen"; dementsprechend wurden die "Bauern" des Kreises aufge­
fordert: "Wollt Ihr nicht Zentrum wählen, so wählt Deutschnational." 137 Wenn 
auch der Initiator dieses Vorstoßes zugunsten der DNVP nicht greifbar ist, so ist 
doch unverkennbar, daß sich der Appell an die Ehre der Bauern auf der Linie 
des Bundes der Landwirte bewegte, der ja bereits bei den Wahlen zur National­
versammlung als Wahlhelfer der Deutschnationalen aufgetreten war. Der Aufruf 
blieb nicht ohne Folgen; er löste vielmehr eine heftige Kontroverse aus, die in 
den folgenden Tagen im "Kreisblatt" ausgetragen wurde. Insbesondere wandten 
sich verschiedene Zuschriften an die Zeitung gegen den Vorwurf, die Bauern des 
Kreises hätten den Sozialdemokraten ihre Stimme gegeben. Zugleich wurde die 
eigennützige Haltung der selbständigen Landwirte angeprangert und dafür ver­
antwortlich gemacht, daß die SPD mancherorts an Boden gewinnen konnteY' 
Darüber hinaus scheint der Appell der Landwirte, deren Eintreten für die 
Deutschnationalen, nicht gänzlich ohne Wirkung auf das Wahlverhalten der 
Landbevölkerung geblieben zu sein. 139 

135 V. a. Menke-Giückert, Anm. 69, S. 138ff.; zu m Verfassungsentwurf: W. Eiben, Das Problem der 
Kontinuität in der deutschen Revolution, Düsseldorf 1969, S. 45ff.; auch: Kar! D. Bracher, Die Ent­
stehung der Weimarer Verfassung, Hannover 1963, S. 19ff. 
136 S. WKBI. Nr. 18, 23.1. 1919; s. auch den Artikel im WKBI. Nr. 19,24.1. 1919: "Wer kann am 
Sonntag wählen?" mit dem Appell "Wählt die Zentrumsliste", angeführt von Adam Stegerwald 
(Kölner Generalsekretär der Partei). 
137 Aufruf der Landwirte im WKB I. Nr. 19,24.1. 19. 
138 S. die Zuschriften an das WKB I. Nr. 20ff. 
139 Zu den Wahlergebnissen: WKBI. Nr. 21 u. Nr. 22, 27./28.1. 1919; auch: StAD M2 Nr. 559; für 
Preußen insgesamt: U uF, III, S. 89; dazu: Huber, Deutsche Verfassungsgesch ichte, Bd. 5, S. 1013 u. 
S.1065. 
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Ergebnisse der Wahlen zur verfassunggebenden preußischen 
Landesversammlung vom 26.1. 1991 

Warburg Preußen 
Stadt Amt Kreis % Mandate 

Zentrum 74,45 85,3 87,7 22,3 94 
DNVP 0,03 4,1 1,6 11,2 48 
DVP 9,60 1,0 2,3 5,7 23 
DDP 8,18 2,1 2,8 16,2 65 
SPD 7,64 7,3 5,4 36,4 145 
USPD 0,03 0,06 7,4 23 
Sonstige 0,06 0,2 0,14 0,8 3 

Wenn auch das Ergebnis der Preußenwahlen vom 26. Januar 1919, bei denen 
eine allgemeine "Wahlmüdigkeit" registriert wurde (die Wahlbeteiligung lag bei 
75 %),140 in etwa dem eine Woche zuvor erzieltem Resultat entsprach, so ist un­
verkennbar, daß die DNVP in der Warburger Börde leichte Gewinne erzielen 
konnte. In der Stadt selbst stimmte zwar nur ein Wähler für die Deutschnationa­
len, auf Kreisebene konnten sie sich jedoch von 171 auf 275 Stimmen verbessern 
und erreichten somit 1,6 % der abgegebenen Stimmen. Verglichen mit dem insge­
samt in Preußen erzielten Ergebnis von 11,2 % (48 Mandate) war der im Land­
kreis Warburg erreichte Stimmenzuwachs allerdings verschwindend gering. 

Geringfügig verbessern konnte sich auch die Zentrumspartei: In der Stadt 
Warburg kletterte sie von 73,7 auf 74,4 %; und auf Kreisebene vermochte sie 
ebenfalls einen Prozentpunkt zuzulegen. Die Partei lag damit in Warburg weit 
über dem Landesdurchschnitt von 22,3 %, der 93 Zentrumsabgeordneten den 
Einzug ins Landesparlament gestattete. 

Während DDP und DVP in Warburg annähernd die gleichen Ergebnisse er­
zielten wie bei den Nationalwahlen, mußten die Sozialdemokraten sowohl in 
der Stadt als auch im Kreis Verluste hinnehmen. Diese waren in Warburg selbst 
zwar nur minimal: Statt 238 Stimmen erhielten sie nun nur noch 226 und fielen 
damit auf 7,6 %; im Kreis machte sich der Stimmenrückgang dagegen schon 
deutlicher bemerkbar: Hier sank der für die SPD abgegebene Stimmenanteil um 
1 % auf 5,4 %. Es scheint, als habe vor allem die SPD unter der geringeren Wahl­
beteiligung zu leiden gehabt. Auch im Landesdurchschnitt mußte die Partei, 
verglichen mit den Wahlen im Reich, leichte Verluste hinnehmen; sie erhielt hier 
36,4 % (145 Mandate) gegenüber 37,9 % bei den Wahlen zur Nationalversamm­
lung. Vermutlich spiegelte das schlechtere Abschneiden der SPD auch erste Un­
zufriedenheit der Anhängerschaft der Partei mit der "Überbrückungspolitik"der 
sozialdemokratischen Führung. Möglicherweise ist hierin ein Grund dafür zu 
sehen, daß sich ein Warburger Bürger entschloß, die radikalere USPD zu 

140 S. dazu den Artikel im WKBI. Nr. 23, 29.1. 1919. 
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wählen, die mit 7,4 % im Landesdurchschnitt annähernd das gleiche Ergebnis 
erreichen konnte wie am 19. Januar 1919. 

Ähnlich wie im Reich, so gelang es den Linksparteien auch in Preußen nicht, 
die erhoffte absolute Mehrheit zu erringen; insgesamt entfielen 232 Mandate auf 
die bürgerlichen Parteien, wohingegen die sozialistischen lediglich 169 Sitze er­
langen konnten. Schon allein aufgrund des numerischen Verhältnisses war damit 
an eine Wiederherstellung der Anfang 1919 zerbrochenen Regierungskoalition 
zwischen SPD und USPD nicht zu denken. Hinzu kamen sachliche Differenzen 
im sozialistischen Lager, die ein erneutes Zusammengehen dieser Parteien von 
vornherein unmöglich machten. Da auch eine bürgerliche Koalition unter Ein­
schluß der Rechtsparteien wegen der bestehenden unüberbrückbaren Gegensät­
ze ausgeschlossen war, blieb letztlich nur ein Bündnis der SPD mit dem Zen­
trum und der DDP als einzige realisierbare Alternative zur Bildung einer Regie­
rung übrig. Am 25. März nahm das von diesen Parteien getragene Staatsministe­
rium sein Amt auf. l4l 

Nachdem die preußische Revolutionsregierung durch eine Verfügung vom 
13 . November 1918 die alte Organisation der Gemeindeverwaltung hatte beste­
hen lassen und obendrein den Arbeiter- und Soldatenräten jegliches Eingriffs­
recht ausdrücklich abgesprochen hatte, l42 legte sie in einer weiteren Verordnung 
vom 18. November fest, daß Ergänzungs- und Ersatzwahlen zu den Gemeinde­
vertretungen, Stadtverordnetenversammlungen, Kreistagen und Provinzialland­
tagen bis zur bevorstehenden gesetzlichen Neuregelung des kommunalen Wahl­
rechts nicht stattfinden durften. Deshalb wurde die Wahlzeit für diej enigen Ver­
treter, für die eine Ergänzungswahl erforderlich geworden wäre, bis zur Durch­
führung der auf der Grundlage von neuen gesetzlichen Bestimmungen erfolgen­
den Wahl verlängert. Nicht untersagt wurde hingegen, daß diese durch das Drei­
klassenwahlrecht zustande gekommenen Körperschaften auch jetzt noch Magi­
strate wählen konnten. l4) Wie die ersten Erlasse der preußischen Regierung 
überhaupt, so war auch diese Verordnung auf eine "Konservierung des Status 
q uo" in der Verwaltungsorganisation ausgerichtet. I" 

Erst am 23. Januar 1919 legte die Revolutionsregierung sodann dem obersten 
Rätegremium, dem "Zentralrat", einen Entwurf vor, wonach Magistratswahlen 
durch die bestehenden Gemeindevertretungen untersagt wurden."5 Am folgen­
den Tag veröffentlichte sie schließlich die schon lange angekündigte Verordnung 
zur Neuregelung des Gemeindewahlrechts. Demnach wurden nun die bestehen­
den Gemeindevertretungen aufgelöst; die fälligen Neuwahlen mußten bis zum 
2. März in allgemeiner, gleicher, geheimer und direkter Wahl erfolgen. Beseitigt 

141 U . a.: Huber, Deutsche Verfassungsgeschichte, Bd. 5, S. 1013. 
142 S. StAD M2 N r. 575: Telegramm der preuß. Regierung v. 13. 11. 1918, weitergeleitet durch den 
RP Minden, 14. 11. 1918; dazu: Kalb, Arbeiterräte, S. 263. 
143 S. PGS 191 8, Nr. 35, S. 181; dazu v. a.: Kalb, Arbeiterräte, S. 267. 
144 V. a.: Kalb, ebd., S. 267; auch: H uber, D eutsche Verfassungsgeschichte, Bd. 5, S. 1008ff. 
145 S. Kalb, ebd., S. 268. 
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wurden durch das neue Wahlrecht neben dem Mehrheitswahlrecht, das durch 
das Verhältniswahlrecht ersetzt wurde, das Hausbesitzerprivileg, die Öffentlich­
keit der Stimmabgabe, der Ausschluß bestimmter Beamtengruppen vom passi­
ven Wahlrecht sowie das besondere Wahlrecht der juristischen Personen; dar­
über hinaus wurden nun auch die Frauen in den Gemeinden wahlberechtigt. 146 

In Warburg wurde diese Neuregelung nicht nur mit Wohlgefallen aufgenom­
men. Es mangelte im Gegenteil nicht an Stimmen, die Kritik an diesem Kommu­
nalwahlrecht übten und es für ungesetzlich erklärten, vor allem weil es von kei­
ner rechtmäßigen, aus freien Wahlen hervorgegangenen Regierung erlassen wor­
den war. 147 Natürlich vermochten die Kritiker es nicht zu verhindern, daß auch 
in Warburg und in den Gemeinden des Kreises die kommunalen Körperschaften 
nach dem neuen Wahlrecht neu bestellt wurden. 148 So fanden in der Folgezeit 
nach der Ausschreibung der Kommunalwahlen eine Vielzahl von Versammlun­
gen statt, bei denen die Frage der bevorstehenden Stadtverordnetenwahlen be­
sprochen und nach geeigneten Kandidaten gesucht wurde. Auch forderte in den 
folgenden Tagen und Wochen ein Inserent im "Kreisblatt", der mit "Civi" 
zeichnete, die Bürger mit schöner Regelmäßigkeit auf, wie bisher unter den neu­
en Stadträten wieder wenigstens einen "Herrn" zu wählen, "der von Euren 5000 
Morgen großen städtischen Grundbesitz, Feld, Wald und Wiese und dessen 
bestmögliche Ausnutzung praktisch etwas versteht" .149 

Am 13. Februar 1919 veröffentlichte das "Warburger Kreisblatt" sodann eine 
Kandidatenliste, zu deren Aufstellung sich "mehrere Bürger" der Stadt veranlaßt 
sahen, nachdem bis dahin unter den verschiedenen Parteien keine Einigung über die 
Nominierung von Kandidaten erzielt worden war. Den unterschiedlichen Kommis­
sionen wurde bei der Aufstellung ihrer Vertreter die Berücksichtigung dieser "Bür­
ger-Liste" empfohlen, auf der Namen wie etwa der Buchhändler und Chronist 
Fritz Quick, der Postsekretär Rix und der Sattlermeister Carl Biome sowie auch das 
Mitglied des Demobilmachungsausschusses Bering zu finden waren. ISO 

Daß die Frauen recht schnell gelernt hatten, sich im politischen Leben zu­
rechtzufinden, und gewillt waren, ihre Interessen wirkungsvoll zu vertreten, do­
kumentiert eine Versammlung am Abend des 19. Februar, zu der Bürgerinnen 
der Stadt die "Frauen und Mädchen" geladen hatten. Bei dieser Gelegenheit 
wurde der Beschluß gefaßt, die Belange Warburgs und die Leitung der Stadt 
nicht länger ausschließlich den Männern zu überlassen. Vielmehr gedachten die 
Frauen, sich mit einer eigenen Liste, auf der die Studienrätin Elisabeth Straßbach 
und die Direktorin Elisabeth Harre kandidierten, zur Wahl zu stellen.I;1 

146 S. PGS 1919, Nr. 10, S.13; Bekanntgabe des neuen Wahlrechts im WKBl. Nr. 33, 10. 2.1919; 
dazu: Kalb, ebd.,S. 268; auch: U. Dräger, Die Kommunalwahlen in Preußen im Jahre 1919, in: Wis­
senschaftliche Zeltschnft des Pädagogischen InStItuts Magdeburg 4/1967, S. 62-100, bes. S. 73ff. 
147 Z. B. die Leserzuschrift: WKBI. Nr. 34, 11. 2.1919; dazu auch: Dräger, Anm. 146, S. 81ff. 
148 S. die Bekanntmachung des Warburger Magistrats: WKBl. Nr. 36,15.2. 1919. 
149 WKBI. Nr. 34, 11. 2.1919. 
150 S. WKBI. Nr. 36, 13. 2. 1919. 
151 S. WKBI. Nr. 41, 19. 2. 1919; s. auch die Bekanntgabe der Wahlvorschläge: ebd., Nr. 46, 25. 2. 1919. 



"Frauen! Lernt wählen" 415 

Dieser Vorstoß der selbstbewußt auftretenden Frauen hatte ein zähes Ringen 
um die Wählergunst zur Folge, ließ den Kommunalwahlkampf zum "Krieg der 
Geschlechter" ausarten, der sich in nahezu tagtäglich im "Kreis blatt" erschei­
nenden Aufrufen und Inseraten niederschlug. So veröffentlichte das Blatt am 
26. Februar eine Anzeige, in der die Unterzeichner ausdrücklich hervorhoben, 
daß es sich bei ihnen um "Wähler" und nicht etwa um "Wählerinnen" handele. 
Sie bekundeten, die Liste der Frauen wählen zu wollen, und führten zur Begrün­
dung an, daß "die Frauen mit Recht darauf bestehen, in das Stadtverordneten­
kollegium einzuziehen, und nicht beiseite geschoben werden dürfen, nachdem 
sie bei den Wahlen zur deutschen und preußischen Nationalversammlung ihre 
volle Pflicht getan haben".I52 Angriffe, die von seiten der Vertreter der Männer­
Liste, die sich als "Einheitsliste" darzustellen suchte, gegen die Frauen geführt 
wurden, parierten "viele echte Warburger Wähler und Wählerinnen" mit einem 
Aufruf, der die Überschrift trug: "Wo bleibt die geheime Wahl?" Dort hieß es: 
"Wir wählen geschlossen Wahlvorschlag II, das wird uns nie gereuen. Wir ver­
treten unser gutes Recht." 153 

Nach diesem unerwartet temperamentvoll geführten Wahlkampf zwischen 
den um die Stimmen konkurrierenden, geschlechtsspezifischen Listen durfte 
man gespannt sein, wer das Rennen machen würde. Die Wahlen, an denen sich 
annähernd 50 % weniger Wahlberechtigte beteiligten als bei den vorangegange­
nen Urnengängen, gestalteten sich zu einem vollen Erfolg der Frauenliste. In 
den drei städtischen Wahlbezirken gelang es ihr, 309 (20,5%) der insgesamt 
1505 gültig abgegebenen Stimmen auf sich zu vereinen. Auch wenn der Wahl­
vorschlag I die verbleibenden 79,5 % der Stimmen erhielt, so konnten die Frauen 
bei diesem Ergebnis dennoch ihre beiden Kandidatinnen in das Stadtverord­
netenkollegium entsenden, wohingegen der Metzgermeister Adolf Balluff sowie 
der Kaufmann und Geschäftsführer des Kreisarbeitsnachweises Wilhe1m Poepp­
ler durchfielen. Als Beleg dafür, daß zumindest nicht alle ehemaligen Mitglieder 
des Warburger Arbeiter- und Soldatenrats bei der Bevölkerung in einem 
schlechten Ruf standen, wird man die Tatsache werten können, daß mit Fried­
rich Hanfland, Paul Quick, Julius Rix und earl Biome Vertreter des vielge­
schmähten Räteorgans in das Stadtparlament einzogen. 15' 

Die neugewählte Stadtverordnetenversammlung trat sodann am 25. März zu 
ihrer konstituierenden Sitzung zusammen, bei der unter anderem der Direktor 
des Warburger Gymnasiums, Geheimrat Anton Wirmer, zum Stadtverordneten­
vorsteher und Dr.Josef Floren zu dessen Stellvertreter gewählt wurden.!'5 Die 
Wahlen zu den einzelnen städtischen Kommissionen sowie der Mitglieder des 
Sparkassenvorstandes wurden dagegen erst am 10. April 1919 vorgenommen. 

152 WKBI. Nr. 47, 26. 2. 1919. 
153 WKBI. Nr. 49, 28. 2. 1919. 
154 Zum Wahlergebnis vom 2. 3.1919, s. WKBI. Nr. 51, 3. 3. 1919, dort auch die Namen der übri­
gen Stadtverordneten; zum Wahlergebnis in Preußen, s. Dräger, Anm. 146, S. 89ff. 
155 S. WKBI. Nr. 72, 27. 3. 1919. 
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Hierbei zeigte sich, daß die weiblichen Mitglieder des Kollegiums lediglich in 
solche Kommissionen gewählt wurden, die traditionell als Domänen der Frauen 
gelten konnten, nämlich die Armen- und die Fürsorgekommission; alle übrigen 
Bereiche blieben auch weiterhin fest in der Hand der Männer. So kann es auch 
nicht verwundern, daß nur Vertreter des männlichen Geschlechts, der Fabrikant 
Bering, Dr. Floren sowie Bürgermeister Lipps an diesem Tag von der Versamm­
lung in den Kreistag delegiert wurden. l

" 

Mit der Bildung der aus freien Wahlen hervorgegangenen Körperschaften in 
Reich, Ländern und Gemeinden fand die Revolution in verfassungspolitischer 
Hinsicht ihr vorläufiges Ende. Nachdem in Warburg der Arbeiter- und Sol da­
tenrat bereits in der ersten Februarhälfte seine Tätigkeit förmlich eingestellt hat­
te, gelangte auch hier der revolutionäre Ubergangszustand mit der Neubestel­
lung der kommunalen Gremien zu einem Abschluß. Das bürgerliche Leben in 
der Stadt bewegte sich fortan wieder in geregelten Bahnen, einer neuen, wenn 
auch unsicheren Zeit entgegen. 

156 S. WKBI. Nr. 86, 12. 4. 1919; zum Wahlgesetz für die Kreistage in Preußen, s. Dräger, 
Anm. 146, S. 76f. 


